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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Die unterschiedlichen Meinungen in der Partei in bezug auf die Integrationspolitik kam
noch deutlicher als im Vorjahr zum Vorschein. Während die Zürcher Sektion schon zu
Beginn des Jahres an ihrer traditionellen Albisgüetlitagung zum Widerstand gegen EWR-
und EG-Beitritt aufrief und ihre Nein-Parole zum EWR noch vor dem Parolenbeschluss
der nationalen Partei fasste, wurde die Kritik am Zürcher Parteipräsidenten Blocher
seitens der SVP-Vertreter aus der Romandie und dem Kanton Bern immer lauter. Dabei
visierte diese parteiinterne Kritik nicht nur die Haltung Blochers zum EWR an, sondern
auch seine als populistisch und nicht konstruktiv taxierte Kampagne. Da Blocher von
den Medien zum massgeblichen Repräsentanten der SVP hochstilisiert werde, gefährde
er damit auch die Position der SVP als Regierungspartei. 
Die interne Polarisierung bezüglich eines EWR-Beitritts ging bei keiner anderen Partei
so weit wie bei der SVP. Am Parteitag in Bern, an welchem Bundesrat Ogi den EWR
gegen Nationalrat Blocher verteidigte, entschieden sich die Delegierten mit 289 zu 119
Stimmen gegen den EWR, nachdem schon der Parteivorstand das Vertragswerk mit 28
zu 19 Stimmen abgelehnt hatte. Damit war die SVP die einzige Regierungspartei, welche
den EWR bekämpfte; die Berner und Waadtländer Sektionen fassten trotzdem die Ja-
Parole, während die jurassische SVP Stimmfreigabe beschloss. 
Nach der Ablehnung des EWR-Vertrags durch Volk und Stände beabsichtigte Blocher,
an einer Pressekonferenz stellvertretend für die SVP Zukunftsvorstellungen für den
Alleingang zu präsentieren, musste dies jedoch zusammen mit der Parteileitung tun, da
letztere ihm das Feld nicht allein überlassen wollte. Die Vorschläge wurden allerdings
sowohl von den andern Regierungsparteien als auch von internen Opponenten als
Gemeinplätze kritisiert, durch welche sich die SVP aus der Verantwortung zu stehlen
versuche. 1

PARTEICHRONIK
DATUM: 01.12.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Von allen Regierungsparteien leidet die CVP seit einigen Jahren am meisten an
Wählerschwund und, unter anderem durch den gesellschaftlichen Wertewandel
bedingt, an allgemeinem Attraktivitätsverlust in der Bevölkerung. Um in der politischen
Mitte ihre Integrations- und Klammerfunktion wieder verstärkt auszuüben, versuchte
sie nach der Ablehnung des EWR-Vertrages mit einem durch ihre Studienkommission
für Wirtschaftspolitik ausgearbeiteten Massnahmenkatalog das bundesrätliche
Revitalisierungsprogramm zu unterstützen und dadurch eine Vorreiterrolle innerhalb
der bürgerlichen Regierungsparteien zu übernehmen. Einzelne Exponenten erwogen
allerdings auch die Möglichkeit, die Partei wieder in die beiden konservativen und
christlichsozialen Flügel als eigenständige Parteiorganisationen wie vor 1971
aufzuspalten. Konkrete Massnahmen zur Behebung des Malaise waren die Verbesserung
der Kommunikation sowohl innerhalb der Partei als auch zwischen Parteiapparat und
Wählerschaft sowie die Neuorganisation des Generalsekretariats. 2

PARTEICHRONIK
DATUM: 16.08.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Bei den eidgenössischen Abstimmungen scherte die SP bei der Alpeninitiative und dem
Luftfahrtgesetz von der bundesrätlichen Linie aus. Als einzige Regierungspartei war sie
auch für das von ihr mitunterstützte Referendum gegen die Zwangsmassnahmen im
Ausländerrecht und die von ihr gemeinsam mit dem Gewerkschaftsbund eingereichte
Krankenversicherungsinitiative. Das Volk gab der SP nur gerade in sieben von 13
Vorlagen recht, darunter die Alpeninitiative. 3

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.12.1994
EVA MÜLLER

Heftige, auch parteiinterne Kritik provozierte ein Vorschlag der CVP, wonach die
ausländische Wohnbevölkerung auf 20% begrenzt werden solle. Die Partei musste sich
vorwerfen lassen, aus wahltaktischen Gründen Anliegen rechtsextremer Kreise
aufzunehmen. In einem CVP-Standpunkt «Auf dem Weg zu einer Migrationspolitik in
der Schweiz» (Bern 1995) hatte die Partei zu Beginn des Jahres wesentlich liberalere
Grundsätze postuliert. 
Auf Druck der Walliser und Freiburger Kantonalparteien musste die CVP aussserdem im
November ihre Vernehmlassung zur Neat widerrufen, in der sie der Gotthard-Achse
gegenüber der Lötschberg-Achse Priorität eingeräumt hatte. Die CVP korrigierte sich
und sprach sich neu wieder für die gleichzeitige Realisierung der Achsen aus.
Parteipräsident Anton Cottier wurde aber Führungsschwäche vorgeworfen. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 24.11.1995
EVA MÜLLER
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Ende Mai präsentierte die SVP einen Forderungskatalog zur Stärkung des
Wirtschaftsstandorts Schweiz. Die Massnahmen umfassten unter anderem
Steuersenkungen, Budgetkürzungen, die Aufgabe des Dosiersystems für Lastwagen am
Gotthard sowie Kurzzeitbewilligungen für Ausländer ohne Familiennachzug und ohne
automatische Umwandlung zum Daueraufenthalter, d.h. die Rückkehr zum
Saisonnierstatut. 5

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 29.05.2002
MAGDALENA BERNATH

Zum Jahresauftakt votierten die Delegierten in Burgdorf (BE) mit 186:6 bzw. 191:2
Stimmen bei je 15 Enthaltungen klar für die Ja-Parole zu den Asyl- und
Ausländergesetzen. Sowohl Nationalrat Philipp Müller (AG) als auch Parteipräsident
Fulvio Pelli (TI) hatten zuvor die Notwendigkeit beider Gesetze hervorgehoben. Laut
Pelli könnten damit sowohl die Durchsetzung des Rechtsstaats als auch humanitäre
Anliegen gewährleistet werden. Demgegenüber behaupteten Kritiker der Vorlagen wie
Yves Christen (VD), die Verschärfung der Asylregelungen verletze internationales Recht
und würde der humanitären Tradition der Schweiz nicht gerecht. 6

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 16.01.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

An der Versammlung in Maienfeld (GR) im April votierten die Delegierten einstimmig für
die Asyl- und Ausländergesetze; die SVP war in der Kampagne zu dieser
Volksabstimmung äusserst präsent und bemühte sich, die auch von den anderen
bürgerlichen Parteien mitgetragenen Beschlüsse als alleiniges Verdienst der SVP und
ihres Bundesrats Blocher darzustellen. Mit einer knappen Mehrheit von 32:26 Stimmen
fasste der Parteivorstand in Maienfeld auch die Ja-Parole zum Bildungsartikel. 7

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 10.04.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Ende April führten die Delegierten in Chur (GR) eine kontroverse Diskussion um die
eidgenössischen Vorlagen zur Asyl- und Ausländerpolitik. Den mehrheitlich aus der
Deutschschweiz stammenden Befürwortern traten insbesondere christlichsoziale und
welsche Delegierte entgegen, welche die Gesetze in Konflikt mit internationalem Recht
sowie der humanistischen und christlichen Tradition der Schweiz sahen. Die Sektionen
aus der Waadt und Genf gaben zu bedenken, dass die Gesetze einen allgemeinen Geist
des Misstrauens schafften. Sie entschieden sich aber für eine eigene Kampagne, um
sich von der SVP abzugrenzen. Mit einer klaren Mehrheit wurde noch eine Resolution
verabschiedet, die sich gegen den „Ausverkauf der Swisscom“ wendet. 8

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 01.05.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Die Delegiertenversammlung vom August in Murten (FR) stand im Zeichen eines
Positionspapiers, in dem die FDP Massnahmen für eine bessere Integration von
Ausländern vorschlägt. Das Integrationspapier versteht sich als Bestandteil des
Schwerpunkts „offene Schweiz“ des freisinnigen Strategiepapiers. Es zielt jedoch nicht
allein auf Ausländer, sondern versteht „Integration“ gesamtgesellschaftlich und bezieht
auch junge Menschen darin ein. Als grundlegende integrative Kraft bezeichnet die FDP
die Bildung. Deswegen zählen möglichst früh einsetzende und breit angelegte
Bildungsmassnahmen, vor allem sprachliche Förderung, zu den wesentlichen Aspekten
des Papiers. Die Forderung nach einer aktiveren Beteiligung des Bundes an der
Verbesserung der Bildungs- und Beschäftigungschancen von Ausländern fand
Unterstützung. Nur knapp konnten sich die Delegierten auf die Forderung nach einem
Rahmengesetz für Integration einigen. Ein Einwand lautete, die notwendigen
Regelungen würden bereits mit der Revision des Ausländergesetzes geschaffen. Nach
einer hitzigen Diskussion, in der sich vor allem Politiker aus der Zentral- und der
Westschweiz gegenüberstanden, empfahlen die Delegierten die Einführung des
kommunalen Stimm- und Wahlrechts für Ausländer, wie es in fast allen welschen
Kantonen bereits praktiziert wird. Einige kantonale Parteipräsidenten kritisierten in der
Folge, dass sie bei der inhaltlichen Ausarbeitung des Konzepts übergangen worden
seien. Auch der auf Ausländerpolitik spezialisierte Nationalrat Philipp Müller (AG)
bemängelte die fehlende Zusammenarbeit innerhalb der Partei und die zu starke
Lenkung der Arbeit durch die Parteispitze. 9

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 22.08.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ
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Mitte März hielt die SVP eine Delegiertenversammlung in Lugano ab, die ganz im
Zeichen des Ausländerthemas stand. Parteipräsident Maurer sagte in einer Rede, die
SVP stehe für all die Eigenschaften, welche den Erfolg der Schweiz ausmachten. Sie
kämpfe für die Neutralität, das Bankgeheimnis und den föderalistischen Wettbewerb.
Das freundliche Gesicht der Schweiz sei aber vermehrt durch „multikulturelle
Brutalität“ abgelöst worden. Bundesrat Blocher sprach zum Thema Jugendgewalt. Diese
sei eine grosse Sorge der Bevölkerung, die erst langsam von der Politik wahrgenommen
werde. Ein weiteres Thema der Delegiertenversammlung waren Bildungsprobleme im
Zusammenhang mit der Migration. Die SVP forderte zur Lösung dieser Probleme eine
Rückkehr zum Leistungs- und Wettbewerbsprinzip in den Schulen. Auch die Diskussion
der 5. IV-Revision, zu der die Delegierten mit 310 zu 1 Stimme die Ja-Parole fassten,
drehte sich um das Thema Ausländer. Nationalrat Bortoluzzi (ZH) äusserte sich, die IV
sei „balkanisiert“ worden. Ohne Gegenstimme beschlossen die Delegierten, eine
Volksinitiative mit dem Titel „Unsere Regeln gelten für alle“ auszuarbeiten. Die
Delegiertenversammlung in Lugano wurde in der Presse kritisiert, weil der Tessiner
Parteisekretär von „ausländischen Parasiten, welche sich auf unsere Kosten wie
Kaninchen vermehren“ gesprochen hatte, ohne dass die Parteileitung eingegriffen
hatte. 10

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 19.03.2007
SABINE HOHL

Einiges Aufsehen erregte die SVP-Volksbefragung, die – 24 Seiten dick – am 1. August
an alle Schweizer Haushalte verteilt wurde. Die PR-Aktion diente einerseits der
Lancierung des Abstimmungskampfs zur Ausschaffungsinitiative, andererseits, so
Präsident Brunner, aber auch der Austarierung der künftigen SVP-Migrationspolitik. Die
Partei verbuchte Mitte November die rund 70'000 Rückmeldungen als Erfolg. Sie
enthielten viele gute Vorschläge für ausländerpolitische Vorstösse. Über 90% der
Befragten würden einen Handlungsbedarf in der Migrationspolitik sehen. Weil die
Befragung keinerlei repräsentativen Charakter beanspruchte (die 70'000
zurückgeschickten Bögen entsprechen einer Rücklaufquote von knapp 2%) und die
Resultate zum vornherein klar waren, stiess die Umfrage auf teilweise harsche Kritik. 11

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.08.2010
MARC BÜHLMANN

Die Luzerner Kantonalsektion der CVP gründete im Februar die Vereinigung Christlich-
Demokratischer Kosovaren (CDK). Ziel sei die Unterstützung der politischen Integration
der zweiten Ausländergeneration. Zuvor war das Vorhaben bei einer parteiinternen
Umfrage mehrheitlich begrüsst worden. Trotzdem wurden nach der Vereinsgründung
parteiintern auch kritische Stimmen laut. Der Luzerner CVP-Präsident Martin Schwegler
beschwichtigte, dass die Gründung der Vereinigung keinen Wandel in der
Ausländerpolitik bedeute, die nach wie vor relativ strikt sei und auf die Sprache als
wichtigsten Integrationsfaktor abstelle. Die Vereinigung hatte in der Folge regen Zulauf
und ihre Exponenten kündigten an, in Zukunft auf Gemeindeebene politische
Verantwortung übernehmen zu wollen. 12

PARTEICHRONIK
DATUM: 22.10.2011
MARC BÜHLMANN

„Integration ist kein Selbstbedienungsladen“ hiess das Positionspapier, das die SVP
Anfang August präsentierte und mit dem sich die Partei gegen die Vorschläge des
Bundesrates zum neuen Ausländergesetz wandte. Dort wurde eine Erhöhung der
Ausgaben für Integrationsmassnahmen vorgeschlagen, die allerdings nur dann an die
Kantone ausbezahlt würden, wenn auch diese ihr Budget erhöhen. Integration sei aber
keine Staatsaufgabe, so die SVP, sondern beginne mit dem Herzen und sei deshalb eine
Angelegenheit der Ausländer selber. Wer sich nicht integrieren wolle, müsse das Land
verlassen. 13

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 09.08.2013
MARC BÜHLMANN

Schon früh startete die SVP ihre Kampagne zur Initiative „gegen die
Masseneinwanderung“. An der Delegiertenversammlung in Reiden (LU) Ende November
wurde das eigene Begehren nicht nur einstimmig zur Annahme empfohlen, sondern
Parteipräsident Brunner (SG) wetterte auch gegen die Wirtschaft, der man immer die
nötigen Arbeitskräfte gegeben habe, die aber masslos geworden sei. Mit der SVP-
Initiative lasse sich die Zuwanderung, die Wohnraum- und Mobilitätsprobleme
verursache und zudem inländische Arbeitnehmer bedrohe, wieder besser steuern. Die
Personenfreizügigkeit hätte der Schweiz nicht gebracht, was versprochen worden sei.
Für ein souveränes Land sei es selbstverständlich, dass es selber bestimme, wer
einwandere und wer wie lange bleiben dürfe. Ende Jahr verschickte die Partei ihr
Extrablatt, eine parteieigene Kampagnenpostille, in alle Schweizer Haushalte. Diese

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 29.12.2013
MARC BÜHLMANN
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Kampagnenmassnahme scheint von der Volkspartei den klassischen Zeitungsinseraten
immer stärker vorgezogen zu werden. 14

Linke und ökologische Parteien

Später als andere Parteien präsentierte die Grüne Partei ein Positionspapier zur
«inneren Sicherheit». Statt mehr Repression forderte sie sozial-, drogen-, frauen- und
ausländerpolitische sowie städtebauliche Massnahmen. Schwerpunkte bilden eine
breite staatliche Drogenabgabe, ein besseres kulturelles und bildungspolitisches
Angebot in den Agglomerationen, eine verbesserte Integration von Randgruppen sowie
ein garantiertes Existenzminimum. Ausserdem forderte die Partei den Einbezug der
Verkehrspolitik in die Debatte zur inneren Sicherheit. 15

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 15.02.1994
EVA MÜLLER

Die Grünen verabschiedeten ein von der Luzerner Nationalrätin Cécile Bühlmann
ausgearbeitetes Positionspapier zur Ausländerpolitik, in dem sie die
Personenfreizügigkeit innerhalb der EU und den Verzicht auf das «rassistische»
Dreikreisemodell forderten. Als Ersatz schlugen sie ein Einwanderungsgesetz vor, das
den Zugang für Fremde in die Schweiz regelt und erleichtert. Bis zur Verabschiedung
des Gesetzes solle eine paritätische Kommission entscheiden, wieviele Personen aus
Nicht-EU-Staaten aufgenommen werden sollen. Weiter forderte die Partei ein
erleichtertes Einbürgerungsverfahren, das einen Rechtsanspruch auf Einbürgerung
beeinhaltet, die Abschaffung der Zwangsmassnahmen, einen zivilstandsunabhängigen
Aufenthaltsstatus für Frauen und eine Integrationspolitik, die den Eingewanderten
gleichberechtigten Zugang zu allen gesellschaftlichen Bereichen sichert. 16

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 02.09.1996
EVA MÜLLER

Ende Jahr ergriffen die Grünen das Referendum gegen das neue Asyl- und das
Ausländergesetz; sie bezeichneten beide Vorlagen als fremdenfeindlich. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Von sich reden machte die Alternative Linke mit der von ihr lancierten und von der SP,
dem Schweizerischen Gewerkschaftsbund und der Unia mitgetragenen Volksinitiative
„Schluss mit den Steuerprivilegien für Millionäre (Abschaffung der
Pauschalbesteuerung)“. Nachdem die Pauschalbesteuerung in verschiedenen Kantonen
bereits abgeschafft worden war, forderte die AL eine Abschaffung auch auf
gesamtschweizerischer Ebene. Die Initiative wurde Ende Oktober mit 103'012 gültigen
Unterschriften eingereicht. 18

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 22.11.2012
MARC BÜHLMANN

Liberale Parteien

Die Liberalen beschlossen durchwegs die gleichen Parolen zu den eidgenössischen
Abstimmungsvorlagen wie die Freisinnigen. Allerdings traten bei den Asyl- und
Ausländergesetzen wie auch bei der FDP grosse interne Differenzen zutage. So
stimmten auf der Delegiertenversammlung in Genf Parteipräsident Claude Ruey (VD)
und Nationalrätin Martine Brunschwig-Graf (GE) gegen die Vorlagen, und die
Delegierten sprachen sich mit nur 48:20 Stimmen zugunsten des Ausländergesetzes
und mit 37:29 für das Asylgesetz aus. Auf der späteren Delegiertenversammlung in Pully
(VD) entschuldigte sich Claude Ruey für die ambivalente Position, in die er sich als
Parteipräsident begeben hatte, indem er sich in einem Komitee und mit Vertretern
linker Parteien für die Ablehnung der Asyl- und Ausländergesetze engagiert hatte. 19

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 11.12.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ
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Konservative und Rechte Parteien

Die Schweizer Demokraten setzten im Berichtsjahr ihren Kampf gegen den Beitritt zum
EWR energisch fort und übten heftige Kritik am bundsrätlichen Gesuch um die
Aufnahme von EG-Beitrittsverhandlungen. Die SD, unterstützt von ihrem
Fraktionspartner «Lega dei Ticinesi», lancierten eine Volksinitiative «EG-
Beitrittsverhandlungen vors Volk», um den Bundesrat in seiner Integrationspolitik zu
bremsen. Neben der Einschränkung direktdemokratischer Instrumente machten die SD
vor allem die Gefahr einer Einwanderungsflut und Wohnungsnot als Argumente gegen
den EWR-Beitritt geltend. Die Nein-Parole zur EWR-Abstimmung wurde von den
Delegierten einstimmig beschlossen. 20

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 07.07.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

In ihrer Wahlplattform bekräftigte die EVP das «E» in ihrem Namen als Leitmotiv.
Dezidiert sprach sie sich in der Familienpolitik gegen die Fristenlösung, für eine
Mutterschaftsversicherung und eine Harmonisierung der Kinderzulagen aus. Weiter
schlug sie ein Bundesamt für Familienfragen und die Einführung eines
Familienstimmrechts nach dem Motto «Ein Mensch - eine Stimme» vor, wobei das
Stimmrecht der Kinder von den Eltern treuhänderisch wahrgenommen würde. Zur
Integrationsfrage gab sich die Partei zurückhaltend; vor einer neuen Beurteilung der
Beitrittsfrage will sie die bilateralen Verhandlungen mit der EU zu Ende führen. Stark
machen will sich die EVP für die Reform der Bundesverfassung, die von ethischer und
geistiger Tragweite sei. 21

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 15.05.1995
EVA MÜLLER

In den eidgenössischen Wahlkampf zog die Partei vorab mit einer aggressiven Politik
gegen Ausländer und Asylsuchende unter dem umstrittenen, da historisch gewichtig
besetzten Motto «Das Boot säuft ab». Hauptforderungen waren der vollständige
Einwanderungs- und Aufnahmestopp für Asylbewerber, die Kündigung des Genfer
Flüchtlingsabkommens sowie eine Reduktion des Ausländerbestandes auf EU-Niveau.
Heftigen Widerstand meldete die FPS gegen den EU-Beitritt oder Zugeständnisse im
freien Personenverkehr an. Eine harte Linie fuhr die Partei auch in Drogenfragen, wo sie
der Liberalisierung den Kampf ansagte. Nach wie vor eliminieren will sie zudem die
direkte Bundessteuer. 22

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.08.1995
EVA MÜLLER

Die Schweizer Demokraten brachten ihre vor den Nationalratswahlen 1995 lancierte
Volksinitiative «Masshalten bei der Einwanderung!» nicht zustande. Sie wollten den
Grundsatz in die Verfassung schreiben, dass die jährliche Einwanderung das Ausmass
der Auswanderung des Vorjahres nicht übersteigen darf. 23

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 13.03.1997
EVA MÜLLER

Auf der Delegiertenversammlung in Aarau im Juni wurden die Nein-Parolen zu den Asyl-
und Ausländergesetzen (mit 61:36 resp. 57:38 Stimmen) beschlossen. 24

ANDERES
DATUM: 19.06.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Die EDU votierte klar für die Annahme der Asyl- und Ausländergesetze, obwohl einige
Abgeordnete aus der Westschweiz beim Ausländergesetz einen Widerspruch zur
humanitären Tradition der Schweiz feststellten und das Nichteintreten auf Asylgesuche
von Personen ohne Reisepapiere als äusserst problematisch bezeichneten. Die linke
Kosa-Initiative lehnte die Partei aufgrund der ihrer Meinung nach fehlenden
Nachhaltigkeit des Projekts ab. Sie stellte sich jedoch hinter den Bildungsartikel und die
Familienzulagen. Für kontroverse Diskussionen sorgte das Osthilfe-Gesetz, das die EDU
schliesslich mit 26:16 Stimmen ablehnte. 25

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 21.08.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

1) Presse vom 27.1.92, 26.10.92 und 12.12.92; Blick vom 29.1.92; L'Hebdo, 6.2.92; Lib. vom 30.1.92; Ww vom 17.9.92 und
9.10.92; 24 Heures vom 17.10.92; Bund vom 16.11.92; Dém. vom 3.12.92; TA vom 1.2.92, 31.8.92, 8.12.92 und 10.12.98; BZ vom
8.2.92 und 2.9.92; NQ vom 7.2.92 und 15.12.92
2) Bund und SGT vom 29.1.93; Bund vom 3.4.93; 24 Heures vom 13.4.93; TA vom 29.5.93; NQ vom 1 1.8.93; LNN und LZ 31.1.93;
NQ vom 16.4.93; BaZ vom 17.4.93; Presse vom 16.8.93
3) Parolen 1994
4) LZ, 21.9.95; Presse vom 11.2.95; NF, 17.11. und 30.11.95; Bund, 21.11. und 24.11.95
5) Presse vom 29.5.02.
6) Presse vom 16.1.06.
7) Presse vom 10.4.06.
8) Presse vom 1.5.06.
9) Presse vom 21.8.06; AZ und TG, 22.8.06.
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10) Bund und NZZ, 19.3.07.
11) Presse vom 27.7. bis 30.7.10; TA, 23.8.10; Presse vom 10.11.10.
12) LT und NLZ, 18.2.11; SZ und NLZ, 19.2.11; NZZ, 21.2.11; NLZ, 22.10.11.
13) BaZ, 9.8.13.
14) SoZ, 17.11.13; Sonntagspresse vom 24.11.13; Presse vom 25.11.13; So-Bli, 29.12.13
15) Bund und NZZ, 15.2.94; GPS-Broschüre, Stichwort Innere Sicherheit. Bern 1994
16) NLZ, 2.9.96
17) TA, 23.12.05.
18) BBl, 2012, S. 9228 f. ; Blick, 19.10.12; NZZ, 22.11.12.
19) TG, 26.9.06. Zur Position von Claude Ruey siehe LT, 3.10.06; NZZ, 11.12.06.
20) BBl, 1992, III S.1402 f. ; Bund vom 22.6.92; BZ und TA vom 18.7.92; NZZ vom 19.10.92; Schweizer Demokrat (1992) Nr. 7
21) NZZ und TA, 15.5.95
22) NZZ, 28.8.95
23) NZZ, 13.3.97
24) BZ, 19.6.06.
25) NZZ, 21.8.06.
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